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Oeffentliches Sanitätswesen. 

Die gesundheitlichen Gefahren kinematographischer Vor¬ 
führungen vom Standpunkte des Juristen. 

Von Gerichtsassessor Dr. Albert Hellwig in Berlin- 
Friedenau. 

Daß der Kinematograph auch für den Mediziner hohes Interesse 
hat, ist ja allgemein bekannt. Namentlich die Nutzbarmachung der 
Röntgenkinematographie für medizinische Zwecke hat in den letzten 
Jahren wiederholt die medizinischen Fachzeitschriften beschäftigt, 
aber auch die Nutzbarmachung des Kinematographen zur hygienischen 
Aufklärung, zu Demonstrationszwecken etc. 

Diesen Lichtseiten, deren volle Bedeutung vielleicht erst in der Zu¬ 
kunft klar erkannt und gewürdigt werden wird, stehen aber auch un¬ 
leugbare Schattenseiten gegenüber, mit denen sich zwar auch die medizi¬ 
nische Presse hier und da beschäftigt hat, die mir aber doch nicht hin¬ 
reichend beachtet zu sein scheinen. 

Die gesundheitlichen Gefahren der kinematographischen Vor¬ 
führungen lassen sich auf drei verschiedene Kategorien zurückführen: 
Einmal Gefahren, die sich aus dem Inhalt der vorgeführten 
Films ergeben, zweitens Gefahren, die sich aus technischen 
Mängeln der Vorführung ergeben, und drittens Gefahren, die 
sich aus der schlechten Luft bei längerem Aufenthalt er¬ 
geben. 

Es ist hier nicht meine Aufgabe, diese Gefahren eingehend zu 
schildern und durch Erfahrungen aus der Praxis zu belegen. Ich will 
vielmehr nur kurz darlegen, welche rechtlichen Maßnahmen möglich 
sind, um diesen gesundheitlichen Gefahren entgegenzutreten. 

Was zunächst die erste Kategorie anbetrifft, so handelt es sich 
hier lediglich um die gesundheitlichen Gefahren, die namentlich bei 
Kindern oder bei stark nervösen Personen durch den Anblick besonders 
grausiger oder nervenerregender Schundfilms entstehen können, nicht 
auch um die moralischen Schädigungen, die durch die Schundfilms 
im ethischen Sinne bewirkt werden können. Daß derartige Gefährdungen 
der Gesundheit bei kinematographischen Vorführungen bestehen, läßt 
sich nicht in Abrede stellen (1). 

Man kann ihnen aber durch eine geeignete Ausgestaltung der Film- 
zensur und der Beschränkung des Kinderbesuchs in ausreichender Weise 
entgegentreten. 

Daß es nach preußischem Rechte und dem Rechte der anderen 
deutschen Bundesstaaten zu den Aufgaben der Polizei gehört, diejenigen 
Gefahren zu beseitigen, die dem Publikum bezüglich seiner Gesundheit 
drohen, kann nach der Fassung der einschlägigen gesetzlichen Bestim¬ 
mungen nicht in Abrede gestellt werden (2). Deshalb ist es auch unbe¬ 
stritten, daß die Polizei bei der Ausübung der Filmzensur für die Vor¬ 
führung solche Films verbieten darf, die geeignet sind, eine Gesundheits- 
Schädigung der Zuschauer herbeizuführen. Sind die Films nur geeignet, 
eine solche Gefährdung bei jugendlichen Personen zu bewirken, so können 
sie zur Vorführung vor Jugendlichen verboten werden. Nur dann ist 
ein Verbot nicht zulässig, wenn lediglich beim Vorliegen ganz besonderer 
Umstände zu befürchten ist, daß eine Gesundheitsschädigung eintritt, 
beispielsweise dann, wenn ein schwer belastetes Individuum der Vor¬ 
führung beiwohnt. 

Dies ist auch die Praxis der Filmzensur des Berliner Polizeipräsi¬ 
diums, die im großen und ganzen für ganz Preußen maßgebend 
ist, und der Standpunkt der Verwaltungsgerichte, insbesondere des 
Bezirksausschusses I zu Berlin, der wiederholt Gelegenheit gehabt 
hat, sich bei Klagen gegen Zensurverbote in diesem Sinne auszusprechen. 

Soweit die Filmzensur gesetzlich geregelt ist — dies ist bisher nur 
in Braunschweig geschehen — oder, soweit die Grundsätze, nach denen 
der Zensor zu verfahren hat, in Polizeiverordnungen zum Ausdruck ge¬ 
bracht sind, ist in der Regel auf die gesundheitlichen Gefahren mancher 
Schundfilms nicht Bezug genommen, so beispielsweise in dem Braun¬ 
schweigischen Gesetz und in der Dresdener Polizeiverordnung. Dies 
ist aber zweifellos nicht deshalb geschehen, weil man eine Zensur von 
diesem Gesichtspunkte aus für unzulässig gehalten hat, sondern nur 
deshalb, weil man es für selbstverständlich hielt, daß nach dem klaren 
Wortlaut der betreffenden gesetzlichen Bestimmungen kein Zweifel 
darüber entstehen könne, daß die Polizei wie allgemein so auch bei der 
Filmzensur die Aufgabe habe, Gefahren für die öffentliche Gesundheit 
zu beseitigen. Die Verordnungen etc. regeln fast ausschließlich nur 
die weit strittigere Frage, gegen welche Gattungen von Schundfilms 
der Zensor einschreiten könne, um moralische Gefahren von den Be¬ 
suchern femzuhalten. Auch wo dieses, wie in Braunschweig, durch 


Gesetz geschehen ist, hat aber der Zensor daneben noch die Befugnis, 
aus gesundheitlichen Gründen die Vorführung eines Films zu verbieten 
oder nur unter Beschränkungen zuzulassen. 

Um Mißverständnisse zu vermeiden, empfiehlt es sich aber, wie 
es auch der kürzlich veröffentlichte württembergische Gesetzentwurf 
betreffend öffentliche Lichtspielvorstellungen (3) getan hat, ausdrücklich 
zu bestimmen, daß der Zensor die öffentliche Vorführung eines Films 
auch dann verbieten darf, „wenn seine öffentliche Vorführung ver¬ 
möge der dargestellten Vorgänge oder der Art, wie sie dargestellt werden, 
geeignet wäre, die Gesundheit . . . der Zuschauer zu gefährden“. In 
der Begründung des Gesetzentwurfs wird mit Recht darauf hingewiesen, 
daß diese Befugnis schon nach geltendem Recht den Polizeibehörden 
zustehe. 

Bei der zweiten Kategorie gesundheitlicher Gefahren handelt 
es sich vor allem um die Schädigung der Augen durch das mitunter sehr 
starke Flimmern der Bilder, das in der Regel durch zu starke Abnutzung 
der Films (sogenanntes „Verregnen“ der Films) bewirkt wird, mitunter 
aber auch durch einen nicht gut funktionierenden Vorführungsapparat. 

Auch gegen diese gesundheitlichen Gefahren kann die Polizei auf 
Grund ihrer allgemeinen Machtbefugnisse zweifellos Vorgehen. 

Noch seltener aber als bei der vorigen Gruppe hat sie hier durch 
besondere Bestimmungen von dieser Befugnis Gebrauch gemacht. Von 
solchen Sondervorschriften des geltenden Rechts ist mir nur eine in Augs¬ 
burg und in einem schweizer Kanton (4) getroffene Vorschrift bekannt, 
nach der die Vorführung von Films verboten ist, die durch besonders 
starkes Flimmern die Augen zu schädigen geeignet sind. 

Auch hier kann der erwähnte württembergische Entwurf als vor¬ 
bildlich bezeichnet werden, wenn er ausdrücklich bestimmt, daß, außer 
wenn sich aus dem Inhalt der Films Beanstandungen gegen die Vor¬ 
führung ergeben, die Zensurzentrale die öffentliche Vorführung eines 
Films zu verbieten habe, „wenn die von ihm ausgehenden Lichtbilder 
die Augen der Zuschauer durch übermäßiges Flimmern zu schädigen 
geeignet sind“. Da ein Film, der bei der Prüfung durch die Zensurzentrale 
zu einer derartigen Maßnahme keinen Anlaß gegeben hat, im Laufe der 
Zeit durch die Abnutzung vollkommen verregnet sein kann, gibt Art. 6 
des Entwurfs überdies auch der Ortspolizeibehörde das Recht, in solchen 
Fällen die Vorführung des Films zu verbieten: „Ist ein Bildstreifen so 
beschaffen, daß eine Vorführung nach ärztlichem Gutachten eine nach¬ 
teilige Einwirkung auf die Augen der Zuschauer ausübt, so hat die Orts¬ 
polizeibehörde seine öffentliche Vorführung zü verbieten und die Zu¬ 
lassungskarte einzuziehen. Das Verbot gilt für das ganze Landes¬ 
gebiet.“ 

In der Begründung ist darauf hingewiesen, daß die Betugnis zu 
derartigem Einschreiten der Polizeibehörde schon hach geltendem Recht 
zustehe. Dieser Beanstandungsgrund solle aber der Vollständigkeit 
halber in das Gesetz aufgenommen werden. Liege die Ursache der augen¬ 
schädigenden Wirkung in der Beschaffenheit des Projektionsapparates, 
so habe die Polizeibehörde dem Unternehmer die Ausbesserung oder 
Auswechslung des Apparates und solange, bis diese erfolgt sei, die Ein¬ 
stellung der öffentlichen Vorführungen aufzuerlegen. Zuwiderhandlung 
gegen das in Art. 6 erwähnte Verbot hat nach Art. 15 Bestrafung und 
Einziehung des Films zur Folge. 

Bei der dritten Gruppe von Gesundheitsstörungen handelt 
es sich um diejenigen Gefahren, die durch die schlechte Luft infolge 
schlechter Ventilation oder infolge zu lange dauernden Aufenthalts der 
Besucher entstehen. 

Auch zu ihrer Beseitigung kann die Polizei nach geltendem Recht 
dem Unternehmer die geeigneten Vorschriften machen, und sie hat 
davon in der verschiedensten Weise auch Gebrauch gemacht. 

Vielfach, besonders auch in amerikanischen Verordnungen (5), finden 
sich ausdrücklich baupolizeiliche Bestimmungen, wonach für gute Lüf¬ 
tung des Kinotheaters Sorge zu tragen ist. Hierher gehört insbesondere 
auch das sehr zweckmäßige Rauchverbot, soweit es sich auf den Zu- 
schauerraum erstreckt. Mitunter ist vorgeschrieben, daß Jugendvorstel¬ 
lungen nur eine bestimmte Zeit dauern dürften, etwa anderthalb Stunden 
oder zwei Stunden. Hier und da findet sich die Vorschrift, daß nach 
Beendigung der Nachmittagsvorstellungen der Zuschauerraum eine 
halbe Stunde lang völlig geleert werden muß., 

Die Hauptsache dürfte sein, daß durch die Anlage für eine gute 
Ventilation gesorgt wird, daß insbesondere niedrige Räume nicht be¬ 
nutzt werden dürfen "und daß das Rauchen nicht nur in dem Vorführungs¬ 
raum — dem sogenannten Operationsraum —• verboten wird, sondern 
auch in dem Zuschauerraum. Dann dürften sich weitere Anordnungen 
aus diesem Gesichtspunkte erübrigen. 

Da ich in hygienischen Fragen nur Laie bin, wäre es mir sehr er¬ 
wünscht, wenn mir von sachverständiger Seite Anregungen bezüglich 
der hygienischen Gefahren kinematographischer Vorführungen und ihrer 
zweckmäßigsten Beseitigung gegeben werden könnten. Auf dem Gebiet 
des öffentlichen Kinematographenrechts ist noch alles im Fluß; ander¬ 
seits fängt man gerade jetzt bei uns und im Auslande an, das öffentliche 
Kinematographenrecht gesetzlich zu ordnen (6). Es ist daher jetzt der 
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rechte Zeitpunkt, um Wünsche an den Gesetzgeber anzubringen und 
ihnen Berücksichtigung zu verschaffen. 
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